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Zusammenfassende Darstellung der Problematik „Scheinselbständigkeit von 

Dozent*innen“: 

Die Beschäftigung von Dozentinnen/Dozenten ist seit Jahrzehnten im Fokus der deutschen 

Rentenversicherung, die zu einer unübersichtlichen Rechtslage führte, insbesondere auch für 

Vertragsverhältnisse, die auf ausdrücklichen Wunsch von Auftraggebern und Auftragnehmern 

auf freiberuflicher Basis erfolgen sollen. 

Es liegt noch keine Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vor, in der es konkret um den 

Beschäftigungsstatus von „freiberuflichen künstlerischen Tanzpädagogen“ ging! Wegen der 

vielen Parallelen, die sich bei Beschäftigungsverhältnissen der Musikschulen zeigten/zeigen, soll 

an dieser Stelle auf die höchstrichterlichen Urteile des Bundesarbeitsgerichts (BAG) und des 

Bundessozialgerichts (BSG) hingewiesen werden; letztere dürften für die Feststellung des Status 

der Beschäftigungsverhältnisse im künstlerischen Tanzschulwesen entscheidende Bedeutung 

haben!  

1. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat sich in dem Verfahren eines Gitarrenlehrers mit dem 

Status der Beschäftigung befasst, der im Auftrag der städtischen Musikschule auf der Grundlage 

von „freien Mitarbeiterverträgen“ beschäftigt (BAG, Urteil vom 21. November 2017 – 9 AZR 

117/17 –, juris). Der Lehrkraft ging es um die Feststellung, wonach ein abhängiges Beschäf-

tigungsverhältnis vorlag. Die Musikschule beschäftigte auch fest angestellte Lehrkräfte   

Der Vertrag zwischen dem Träger der Musikschule und dem Gitarrenlehrer hatte folgenden 

Inhalt:  

"§ 1 Vertragsgegenstand 

(1) Gegenstand dieses Vertrages ist eine selbständige Tätigkeit als freier 
Mitarbeiter, die sich nach den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
über den Dienst- und Werkvertrag (§§ 611 f. BGB) richtet. Der Auftraggeber 
beauftragt den Auftragnehmer mit der erfolgsorientierten Durchführung von 
Musikunterricht für die Musikschule B, W-str. 00, B im Unterrichtsfach Gitarre für 
den Zeitraum 

vom 10.1.2011 
bis 22.7.2011 

für 9,5 Unterrichtsstunden /Woche. 

Der Honorarvertrag endet mit Ablauf des vorgenannten Zeitraums, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf. 
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(2) Für die Erfüllung der geschuldeten Leistung wird ein Honorarsatz von 

23,50 EUR/Unterrichtsstunde, 45 Min. 

vereinbart. 

(3) Die Teilnahme an Konferenzen und möglichen weiteren Veranstaltungen nach 
Vereinbarung mit der Musikschulleitung wird entsprechend dem in Abs. 2 
angegebenen Honorarsatz abgegolten. 

(4) Fahrtkosten für Fahrten zwischen dem in Abs. 1 aufgeführtem Unterrichtsort 
und anderen Unterrichtsorten werden in Anlehnung an das 
Landesreisekostengesetz NRW erstattet. 

(5) Ansonsten sind mit dem Honorarsatz alle Ansprüche aus der zu erbringenden 
Leistung abgegolten. 

(6) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass durch diesen Vertrag weder in 
arbeitsrechtlicher noch in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht ein 
Arbeitsverhältnis begründet wird. 

§ 2 Leistungsbeschreibung 

(1) Es sind u.a. folgende Daten, Verantwortlichkeiten, Verpflichtungen bei der 
Durchführung der in § 1 vereinbarten Tätigkeit zu beachten bzw. einzuhalten: 

a) Grundlage für den Unterricht ist das Lehrplanwerk des Verbandes deutscher 
Musikschulen (VdM). Im Übrigen ist jede Lehrkraft in der inhaltlichen und 
methodischen Gestaltung des Unterrichts frei. 

b) Der Unterricht wird in den in § 1 Abs. 1 dieses Vertrages bezeichneten Räumen 
der Musikschule erteilt. Weitere Unterrichtsorte sind in den Ortsteilen B, H, P, X und 
X1 sowie in den beteiligten Gemeinden I, M und T. 

c) Der Auftragnehmer ist nicht befugt Schulentgelte anzunehmen. 

d) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die übernommene Lehrtätigkeit persönlich 
auszuüben, in der Lehrveranstaltung nicht parteipolitisch tätig zu werden und 
jegliche Art von Werbung und Verkauf für sich oder Dritte zu unterlassen. 

e) Der Auftragnehmer verpflichtet sich ferner zum Stillschweigen über alle 
erlangten Kenntnisse über die persönlichen Verhältnisse der Personen, mit denen er 
im Rahmen der Auftragserfüllung Kontakt hatte. 
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f) An Feiertagen und in den Schulferien des Landes Nordrhein-Westfalen findet 
grundsätzlich kein Unterricht statt. 

g) Folgende Nebenpflichten sind wahrzunehmen: 

1. Stundennachweise bzw. Anwesenheitslisten sind zu führen, aus denen Tag, 
Uhrzeit (Beginn und Ende des Unterrichts) An- und Abwesenheit der einzelnen 
Teilnehmer/innen hervorgehen. 

2. Die festgelegten Unterrichtsstunden sind genau einzuhalten. Eine Überziehung ist 
nur nach vorheriger Absprache und Einverständnis mit der Musikschulleitung 
statthaft. Für überzogene Unterrichtszeiten besteht kein Anrecht auf Vergütung, 
falls nicht mit der Musikschulleitung anderes vereinbart ist. 

(2) Der Auftraggeber ist berechtigt, sich jederzeit über die vertragsmäßige 
Ausführung der Leistung zu unterrichten. 

§ 3 Rechnungsstellung/Zahlungsbedingungen 

(1) Nach Abschluss der Tätigkeit erhält der Auftragnehmer nur für tatsächlich 
erteilten Unterricht bzw. Leistungen nach § 1 Abs. 3 dieses Vertrages ein Honorar. 
Nach Eingang der Rechnung incl. Stundennachweis mit Bestätigung der Schulleitung 
erfolgt die Zahlung innerhalb von 14 Tagen durch die Stadt B. Abschlagszahlungen 
nach Erbringung von Teilleistungen sind möglich. 

(2) Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass das Honorar der Steuerpflicht und 
gegebenenfalls der Sozialversicherungspflicht (Prüfung durch Künstlersozialkasse 
nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz) sowie sonstiger Abgabepflichten 
unterliegt. Diesen Verpflichtungen (u.a. Melde- und Zahlungsverpflichtungen) hat er 
selbst nachzukommen. 

§ 4 Anzeige und Nachleistung bei Verhinderung 

(1) Bei Verhinderung (u.a. Krankheit) ist die Musikschule unverzüglich zu 
benachrichtigen (Tel. 000). 

(2) Ausgefallene Unterrichtsstunden werden in Absprache mit der Musikschule 
nachgeholt. 

(3) Terminänderungen müssen vorher mit der Verwaltung der Musikschule 
abgesprochen werden. 
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§ 5 Nutzungsrecht 

(1) Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber das ohne die Zustimmung des 
Urhebers übertragbare und räumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschränkte 
Nutzungsrecht an allen urheberrechtlichen geschützten Arbeitsergebnissen ein. 

(2) Mitteilungen an die Presse oder die Öffentlichkeit über Themen, Inhalte, 
Ergebnisse oder sonstige Einzelheiten der vom Auftraggeber zu erbringenden 
Werke bzw. Dienstleistungen sind, soweit sie den vereinbarten Umfang der 
unterrichtsbezogenen Öffentlichkeitsarbeit überschreiten, allein der Musikschule 
vorbehalten. Soweit der Auftragnehmer Dritte mit Arbeiten betraut, muss er sich 
von diesen entsprechende Rechte einräumen lassen und auf die Musikschule weiter 
übertragen. 

(3) Für die von dem Auftragnehmer eingesetzten eigenen Lehrmaterialien trägt 
dieser die Verantwortung, insbesondere für die Beachtung der Urheber- und 
Nutzungsrechte. 

( ..)  

§ 7 Kündigung 

Der Auftraggeber und der Auftragnehmer können den Vertrag beidseitig mit einer 
Kündigungsfrist von 4 Wochen zum Ende eines Kalendervierteljahres vorzeitig 
kündigen. 

( ..)  

§ 9 Vertragsänderungen 

Alle Änderungen und Ergänzungen (Nebenabreden) dieses Vertrages sind nur 
rechtswirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 

§ 10 Aufhebungsvereinbarung 

Durch diesen Vertrag wird der Honorarvertrag vom 5.1.2009 zum 31.12.2010 
aufgehoben. 

§ 11 Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam 
sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Die Vertragsschließenden werden 
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sich bemühen, eine dem Sinn des Vertrages entsprechende Satzregelung zu 
vereinbaren. 

§ 12 Inkrafttreten, Gerichtsstand 

Dieser Vertrag tritt mit dem in § 1 Abs. 1 dieses Vertrages genannten Beginndatum, 
spätestens mit Unterzeichnung, in Kraft. 

Der Gerichtsstand ist das für den Sitz der Stadt B zuständige Amtsgericht. 

Das BAG kam zu dem Ergebnis, dass ein freiberufliches Beschäftigungsverhältnis vorlag. In den 

Urteilsgründen des BAG heißt es: 

„Als Arbeitnehmer sind Musikschullehrer deshalb nur dann anzusehen, wenn die Vertragsparteien 

dies vereinbart haben oder im Einzelfall festzustellende Umstände hinzutreten, die auf den für das 

Bestehen eines Arbeitsverhältnisses erforderlichen Grad persönlicher Abhängigkeit schließen lassen. 

Als solche Umstände kommen das Recht des Schulträgers, die zeitliche Lage der Unterrichtsstunden 

einseitig zu bestimmen, den Unterrichtsgegenstand oder Art und Ausmaß der Nebenarbeiten einseitig 

festzulegen, eine intensivere Kontrolle nicht nur des jeweiligen Leistungsstands der Schülerinnen und 

Schüler, sondern auch des Unterrichts selbst oder die Inanspruchnahme sonstiger Weisungsrechte in 

Betracht.“                         

Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung nimmt also an, dass Lehrer an Musikschulen nur dann 
als Arbeitnehmer anzusehen sind, wenn die Parteien dies vereinbart haben oder im Einzelfall 

festzustellende Umstände hinzutreten, aus denen sich ergibt, dass der für das Bestehen eines 

Arbeitsverhältnisses erforderliche Grad der persönlichen Abhängigkeit gegeben ist (vgl. zu 

Musikschullehrern BAG Urteil vom 21.11.2017 - 9 AZR 117/17 - Juris; BAG Urteil vom 
17.10.2017 - 9 AZR 792/16 - Juris; BAG Urteil vom 27.6.2017 - 9 AZR 851/16 - Juris; BAG Urteil 

vom 27.6.2017 - 9 AZR 852/16 - Juris mwN).  

Mit dem identischen Sachverhalt befasste sich auch das Bundessozialgericht (BSG), wobei es um den 

sozialversicherungsrechtlichen Status dieses Beschäftigungsverhältnis ging. Das Sozialgericht und 

das Landesozialgericht kamen zu dem Ergebnis, wonach keine selbständige Beschäftigung vorlag, 

sondern von einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis auszugehen war. 

Das BSG schloss sich der Rechtsauffassung des BAG an. In den Urteilsgründen heißt es: 

„15 a) Gegenstand der Verträge zwischen Klägerin und Beigeladenem zu 1. ist 

"eine selbständige Tätigkeit als freier Mitarbeiter, die sich nach den Bestimmungen des 

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) über den Dienst- und Werkvertrag (§§ 611 f BGB) 

richtet. Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer mit der erfolgsorientierten 
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Durchführung von Musikunterricht für die Musikschule (…) im Unterrichtsfach Gitarre für 

den Zeitraum (…). 

16 Die Beteiligten hatten in den jeweiligen HV schriftlich festgehalten, kein Arbeitsverhäl-

tnis auch in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht begründen zu wollen. Anhaltspunkte 

dafür, dass der Vertragsschluss und die darin übereinstimmend getroffenen Regelungen 

allein aufgrund eines erheblichen Ungleichgewichts der Verhandlungspositionen oder 

unter Ausnutzung besonderer Umstände des Beigeladenen zu 1. (denkbar wären z. B. 

geschäftliche Unerfahrenheit, Ausnutzung einer akuten Zwangslage bzw. Notsituation) 

zustande gekommen sind (vgl BSG Urteil vom 18.11.2015 - B 12 KR 16/13 R - BSGE 

120, 99 = SozR 4-2400 § 7 Nr 25, RdNr 26 mwN), liegen nicht vor. Dass nach den 

Feststellungen des LSG maßgebliches Motiv der Klägerin für den Einsatz von 

Honorarkräften Einsparmöglichkeiten auf der Ausgabenseite waren, ändert an dieser 

Beurteilung schon deshalb nichts, weil sich der Einsatz von Honorarkräften nur auf 

künftig freiwerdende Stellen bezog. 

b) Zwingendes Recht steht einer Qualifizierung der Vertragsverhältnisse von 

Musikschullehrern als freier Dienstvertrag nicht entgegen. Im Gegenteil nimmt die 

arbeitsgerichtliche Rechtsprechung an, dass Lehrer an Musikschulen nur dann als 

Arbeitnehmer anzusehen sind, wenn die Parteien dies vereinbart haben oder im Einzelfall 

festzustellende Umstände hinzutreten, aus denen sich ergibt, dass der für das Bestehen 

eines Arbeitsverhältnisses erforderliche Grad der persönlichen Abhängigkeit gegeben ist 

(vgl. aktuell zu Musikschullehrern BAG Urteil vom 21.11.2017 - 9 AZR 117/17 - Juris; 

BAG Urteil vom 17.10.2017 - 9 AZR 792/16 - Juris; BAG Urteil vom 27.6.2017 - 9 AZR 

851/16 - Juris; BAG Urteil vom 27.6.2017 - 9 AZR 852/16 - Juris mwN). Die im 

konkreten Fall zwischen der Klägerin und dem Beigeladenen zu 1. (Gitarrenlehrer) 

im Übrigen getroffenen Vereinbarungen sowie deren tatsächliche Durchführung 

(vgl. hierzu der zum 1.4.2017 in Kraft getretene § 611a Abs 1 S 6 BGB idF des 

Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer 

Gesetze vom 21.2.2017 <BGBl I 258>) stehen im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 

und -würdigung aller Umstände mit dem übereinstimmenden Willen der Vertrags-

parteien, ein freies Dienstverhältnis zu begründen, ebenfalls nicht im Widerspruch.

18 c) Gegenstand der Tätigkeit waren nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen 

Klägerin und Beigeladenem zu 1. Unterrichtsleistungen im Musikschulfach Gitarre. Nach 

den Feststellungen des LSG bestand zwischen den tatsächlichen Unterrichtsphasen 

keine Verpflichtung des Beigeladenen zu 1. zu einer Rufbereitschaft. Auch für ein 

Abrufarbeitsverhältnis bestehen keine Anhaltspunkte. Ansprüche auf bezahlten Er-

holungsurlaub oder Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, wie sie für ein Arbeitsver-

hältnis typisch sind, standen dem Beigeladenen zu 1. nicht zu. Vielmehr war er 
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verpflichtet, Rechnungen zu stellen und für seine soziale Absicherung selbst Sorge 

zu tragen. 

19 d) Konkrete arbeitskraftbezogene Weisungen wurden dem Beigeladenen zu 1. 

nach den Feststellungen des LSG nicht erteilt. Der Beigeladene zu 1. war zwar 

verpflichtet, die Unterrichtszeiten genau einzuhalten und ausgefallene Stunden in 

Absprache mit der Musikschule nachzuholen. Weitere Weisungen hinsichtlich Zeit 

und Ort der Durchführung der Tätigkeit gab es dagegen nur als Rahmenvorgaben. 

So wurden den Lehrern bei der Festlegung der Unterrichtszeiten Rahmenzeiten und 

Unterrichtsräume zugewiesen. Den Lehrkräften standen konkrete Räume innerhalb eines 

bestimmten Zeitfensters zur Verfügung. Innerhalb dieses Zeitfensters konnten 

festangestellte Kräfte und Honorarkräfte die Verteilung der Schüler frei bestimmen bzw. 

mit den Eltern vereinbaren. Zwar unterrichtete der Beigeladene zu 1. für die Klägerin nur 

Schüler, mit denen die Klägerin zuvor ein privatrechtliches Vertragsverhältnis begründet 

hatte, auf das der Beigeladene zu 1. selbst keinen Einfluss hatte. Die Schüler wurden 

ihm seitens der Schulleitung "zugeteilt", jedoch hatte er das Recht, einzelne 

Schüler abzulehnen. Vor allem aber stand ihm - anders als den angestellten 

Unterrichtskräften - die Teilnahme an Konferenzen frei. Zudem erhielt er, was im 

Rahmen eines Arbeitsverhältnisses ebenfalls untypisch wäre, für die 15 bis 20 

Konferenzen, an denen er teilgenommen hatte, eine gesonderte Vergütung.

20 e) Eine Weisungsunterworfenheit des Beigeladenen zu 1. unter das Direktionsrecht 

der Klägerin ergibt sich auch nicht daraus, dass die Vertragsparteien vereinbart hatten: 

"Grundlage für den Unterricht ist das Lehrplanwerk des Verbandes deutscher Musik-

schulen (VdM). Im Übrigen ist jede Lehrkraft in der inhaltlichen und methodischen Ge-

staltung des Unterrichts frei." Dabei kann offenbleiben, ob sich das fehlende Direktions-

recht bereits daraus ergibt, dass der Geltung des Lehrplanwerks in der praktischen 

Unterrichtsarbeit auch aus Sicht der Schulleitung keinerlei (entscheidende) Bedeutung 

zukam. Jedenfalls macht der Begriff "Grundlage" den Charakter dieser Klausel als bloße, 

abstrakte Beschreibung der vom Beigeladenen zu 1. zu erbringenden Leistung deutlich. 

Der Klausel und dem Lehrplanwerk können keine detaillierten Unterrichtsvorgaben 

entnommen werden, welche die Schulleitung ggf im Wege einer Weisung gegenüber dem 

Beigeladenen zu 1. hätte wirkmächtig durchsetzen können. Nach den Feststellungen des 

LSG formuliert das Lehrplanwerk lediglich "strukturierte didaktische Empfehlungen", 

benennt "Lernfelder" und enthält "Literaturempfehlungen". Auf dieser Basis ist nicht er-

sichtlich, wie die Musikschule etwa im Fall eines - wie auch immer - festgestellten 

Verstoßes eines Musiklehrers - in welcher Form auch immer - gegen die Rahmen-

vorgaben im Lehrplanwerk des VdM konkrete Weisungen hätte erteilen können. 

21 Die Vorgabe gewisser "Eckpunkte" des jeweiligen "Einsatzauftrags" wie Beginn 

und Ende des Einsatzes und "grober" Inhalt der Tätigkeit können weder die An-

nahme von Weisungsunterworfenheit noch die Eingliederung in eine fremde Be-
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triebsordnung im Sinn "funktionsgerecht dienender Teilhabe am Arbeitsprozess" 

begründen, vor allem, wenn noch Handlungsspielräume verbleiben, die 

arbeitnehmeruntypisch sind (vgl BSG Urteil vom 28.9.2011 - B 12 R 17/09 R - Juris 

RdNr 19; BSG Urteil vom 28.5.2008 - B 12 KR 13/07 R - Juris RdNr 23). Dies deckt sich 

mit aktueller arbeitsgerichtlicher Rechtsprechung gerade in Bezug auf Musikschullehrer. 

Danach führt eine Vertragsformulierung, in der die Vertragsparteien vereinbart haben, 

dass die Musikschullehrer bei der Gestaltung und Durchführung ihres Unterrichtes frei 

und an Weisungen der Musikschule nicht gebunden sind und die Vertragspartner über 

die dem Unterricht zugrunde zu legenden Lehrpläne (Lehrpläne des Verbandes 

deutscher Musikschulen oder andere Lehrpläne) Einvernehmen herstellen, nicht zur 

Annahme von Weisungsrechten (vgl. BAG Urteil vom 17.10.2017 - 9 AZR 792/16 - Juris 

RdNr 20). 

22 f) Dass der Beigeladene zu 1. über keine eigene Betriebsstätte verfügte, ist 

angesichts der Natur der Tätigkeit (Musikschulunterricht) ebenso wenig von 

ausschlaggebender Bedeutung wie der Umstand, dass er seine eigenen 

Instrumente eingesetzt hat. 

23 3. Nach allem musste der Beigeladene zu 1. seine Dienstleistung zwar in den 

Räumen der Klägerin erbringen und sich zeitlich an deren Unterrichtsplanung und -

konzept orientieren; dies sind Gesichtspunkte, die isoliert betrachtet für abhängige 

Beschäftigung sprechen könnten. Darüber hinaus hatte er sich in den mit der 

Klägerin jeweils für bestimmte Zeiträume geschlossenen Verträgen jedoch keinem 

strikten einseitigen Weisungsrecht der Klägerin hinsichtlich Art, Zeit und Ort der 

Tätigkeit unterworfen und hatte sich die Klägerin ein solches nicht ausbedingen 

wollen. Insbesondere stand ihm die Teilnahme an Konferenzen frei und ihm wurde 

die Teilnahme hieran gesondert vergütet, was für selbstständige Tätigkeit spricht. 

Zwingende Gesichtspunkte für oder gegen abhängige Beschäftigung sind nicht 

festgestellt, sodass im Rahmen der Gesamtwürdigung aller Umstände dem 

gemeinsam geäußerten und auch "gelebten" Vertragswillen beachtliches Gewicht 

zukommt und der Beigeladene zu 1. nach allem in seinen für die Klägerin vom 

10.1.2011 bis 19.12.2014 wiederholt ausgeübten Tätigkeiten als Musikschullehrer 

nicht i. S. von § 7 Abs 1 SGB IV beschäftigt, sondern selbstständig tätig war.“ 

Das BSG befasste sich danach noch einmal mit dem Fall eines bei der einer kommunalen 

Musikschule Heilbronn tätigen Lehrkraft für Klavier und Keyboard (BSG, Urteil vom 28. Juni 2022 – B 

12 R 3/20 R  

Diese leitete ein Statusfeststellungsverfahren ein, mit dem Ziel der Feststellung, dass die als freie 

Mitarbeit behandelte Tätigkeit als abhängige Beschäftigung gilt. Die DRV ging -wie üblich- von 

abhängiger Beschäftigung aus. Das Sozialgericht 1. Instanz wies die Klage des Trägers der 

städtischen Musikschule ab. Das Landessozialgericht (LSG) sah sich im in Einklang mit dem 
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vorstehenden Urteil und kam zu dem Ergebnis, wonach es sich um eine selbständige Tätigkeit 

handelt. 

Sachverhalt: Die klagende Stadt ist Trägerin einer Musikschule. Sie traf mit der Beigeladenen am 

…….. eine unbefristete Vereinbarung über eine "freiberufliche Unterrichtstätigkeit" im Fach 

Klavier/Keyboard. Für die Zeit ab ….. wurden unter Anpassung der Stundenzahl und der Vergütung 

weitere ("Honorar"-)Verträge für die Zeiträume vom 1.9.2011 bis zum 31.8.2012 (10.6.2011), vom 

1.9.2012 bis zum 31.7.2013 (29.6.2012), vom 1.9.2013 bis zum 31.7.2014 (10.6.2013) und vom 

15.9.2014 bis zum 31.7.2015 (28.7.2014) abgeschlossen. Die Beigeladene erhielt ein festgelegtes 

Honorar für geleistete und solche Unterrichtsstunden, deren Ausfall die Schüler zu vertreten hatten. 

Aufgrund von Erkrankung oder sonstiger Verhinderung der Beigeladenen ausgefallene Unterrichts-

stunden konnte sie in Absprache mit der Schulleitung nachholen. Sie hatte den Unterricht persönlich 

in den Räumen der Musikschule unter Nutzung der dort vorhandenen Klaviere/Keyboards auf der 

Basis der Rahmenlehrpläne des Verbandes deutscher Musikschulen (VdM) zu erteilen und sich dabei 

an den zeitlichen Vorgaben der Klägerin zu orientieren, die einen Stundenplan erstellte. Nach den 

für die Zeit ab September 2011 geschlossenen Verträgen war die Beigeladene verpflichtet, 

mindestens einmal im Jahr Schülervorspiele durch Proben vorzubereiten und durchzuführen sowie 

jeweils zweimal im Jahr an Gesamtlehrer- und Fachbereichskonferenzen teilzunehmen. Hierfür erhielt 

sie eine gesonderte Vergütung. Die Beigeladene hatte Einkommensteuer abzuführen und für die 

Krankenversicherung sowie Altersvorsorge selbst Sorge zu tragen. Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall sowie Urlaubsansprüche wurden ausgeschlossen. Ein Arbeitsverhältnis sollte nicht 

begründet werden. 

Auf die Revision wurde das Urteil des LSG aufgehoben, soweit das Nichtbestehen von 

Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung, sozialen 

Pflegeversicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung für die Zeit vom 4. Oktober 2000 bis 

zum 31. Juli 2013, 1. September 2013 bis zum 31. Juli 2014 sowie vom 1. September 2014 bis zum 

31. Juli 2015 festgestellt und insoweit der Bescheid der Beklagten vom 12. Dezember 2014 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18. August 2015 aufgehoben worden ist. Insoweit wurde die 

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 21. Dezember 2017 

zurückgewiesen. 

Aus den Gründen des Urteils folgt, dass sich der Senat nicht im Widerspruch zur Entscheidung 

im Verfahren des Gitarrenlehrers sah! 

Zunächst findet sich im Urteil der übliche allgemeine Erläuterungsbereich: 

„11 1. Im streitigen Zeitraum unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt 

waren, der Versicherungspflicht in der GKV (§ 5 Abs 1 Nr 1 SGB V), GRV (§ 1 

Satz 1 Nr 1 SGB VI in der Fassung <idF> des Gesetzes zur Förderung ganzjähriger 

Beschäftigung vom 24.4.2006, BGBl I 926), sPV (§ 20 Abs 1 Satz 1 und 2 Nr 1 SGB 

XI idF vom 24.4.2006 aaO) sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung (§ 25 Abs 1 

Satz 1 SGB III). Beschäftigung ist gemäß § 7 Abs 1 SGB IV (idF der 
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Bekanntmachung vom 12.11.2009, BGBl I 3710) die nichtselbstständige Arbeit, 

insbesondere in einem Arbeitsverhältnis (Satz 1). Anhaltspunkte für eine 

Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die 

Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (Satz 2). Nach der ständigen 

Rechtsprechung des BSG setzt eine abhängige Beschäftigung voraus, dass der 

Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Bei einer Beschäftigung in 

einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der Beschäftigte in den Betrieb 

eingegliedert ist und dabei einem nach Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung 

umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese 

Weisungsgebundenheit kann - vornehmlich bei Diensten höherer Art - 

eingeschränkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess" 

verfeinert sein. Demgegenüber ist eine selbstständige Tätigkeit vornehmlich durch 

das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen Betriebsstätte, die 

Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei 

gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand beschäftigt oder 

selbstständig tätig ist, richtet sich danach, welche Umstände das Gesamtbild der 

Arbeitsleistung prägen und hängt davon ab, welche Merkmale überwiegen (vgl zB 

BSG Urteil vom 1.2.2022 - B 12 KR 37/19 R - juris RdNr 12 mwN, zur 

Veröffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen). Die Zuordnung einer Tätigkeit 

nach deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der Beschäftigung oder 

selbstständigen Tätigkeit setzt voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als 

Indizien in Betracht kommenden Umstände festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend 

erkannt und gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und 

nachvollziehbar, dh den Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei 

gegeneinander abgewogen werden (BSG Urteil vom 19.10.2021 - B 12 R 10/20 R - 

juris RdNr 21, zur Veröffentlichung in SozR 4-2400 § 7 Nr 59 vorgesehen). 

12 Bei der Statusbeurteilung ist regelmäßig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten 

getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte 

konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben 

deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prüfen, ob mündliche oder 

konkludente Änderungen erfolgt sind. Schließlich ist auch die Ernsthaftigkeit der 

dokumentierten Vereinbarungen zu prüfen. Erst auf der Grundlage der so 

getroffenen Feststellungen über den (wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist eine 

wertende Zuordnung des Rechtsverhältnisses zum Typus der Beschäftigung oder 

selbstständigen Tätigkeit vorzunehmen (stRspr; vgl zum Ganzen BSG Urteil vom 

7.6.2019 - B 12 R 6/18 R - BSGE 128, 205 = SozR 4-2400 § 7 Nr 44, RdNr 13 f 

mwN). Diese wertende Zuordnung kann nicht mit bindender Wirkung für die 

Sozialversicherung durch die Vertragsparteien vorgegeben werden, indem sie zB 

vereinbaren, eine selbstständige Tätigkeit zu wollen. Denn der besondere 
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Schutzzweck der Sozialversicherung schließt es aus, dass über die rechtliche 

Einordnung einer Person - als selbstständig oder beschäftigt - allein die 

Vertragsschließenden entscheiden. Über zwingende Normen kann nicht im Wege 

der Privatautonomie verfügt werden. Vielmehr kommt es entscheidend auf die 

tatsächliche Ausgestaltung und Durchführung der Vertragsverhältnisse an (vgl BSG 

Urteil vom 19.10.2021 - B 12 R 10/20 R - juris RdNr 22 mwN, zur Veröffentlichung in 

SozR 4-2400 § 7 Nr 59 vorgesehen). Allenfalls wenn nach der Gesamtabwägung 

aller Umstände diese gleichermaßen für Selbstständigkeit wie für eine abhängige 

Beschäftigung sprechen, kann im Einzelfall dem Willen der Vertragsparteien eine 

gewichtige indizielle Bedeutung zukommen (vgl BSG Urteil vom 14.3.2018 - B 12 R 

3/17 R - BSGE 125, 177 = SozR 4-2400 § 7 Nr 36, RdNr 13 <Gitarrenlehrer>). 

13 Die sich an diesen Maßstäben orientierende Abgrenzung zwischen Beschäftigung 

und Selbstständigkeit ist nicht abstrakt für bestimmte Berufs- und Tätigkeitsbilder 

vorzunehmen. Es ist daher möglich, dass ein und derselbe Beruf - je nach konkreter 

Ausgestaltung der vertraglichen Grundlagen in ihrer gelebten Praxis - entweder in 

Form der Beschäftigung oder als selbstständige Tätigkeit ausgeübt wird. Abstrakte, 

einzelfallüberschreitende Aussagen im Hinblick auf bestimmte Berufs- oder 

Tätigkeitsbilder sind daher grundsätzlich nicht - auch nicht im Sinne einer "Regel-

Ausnahme-Aussage" - möglich (BSG Urteil vom 27.4.2021 - B 12 R 16/19 R - juris 

RdNr 15, zur Veröffentlichung in SozR 4-2400 § 7 Nr 58 vorgesehen). Für eine 

regelmäßige Eingliederung in die Organisations- und Weisungsstruktur eines 

Arbeitgebers können allerdings zwingende normative regulatorische 

Rahmenbedingungen zur Erbringung vereinbarter Leistungen und zur 

Qualitätssicherung sprechen (vgl BSG Urteil vom 19.10.2021 - B 12 R 17/19 R - 

juris RdNr 30 ff, zur Veröffentlichung in SozR vorgesehen <ambulante Pflegekraft>; 

BSG Urteil vom 7.6.2019 - B 12 R 6/18 R - BSGE 128, 205 = SozR 4-2400 § 7 Nr 

44, RdNr 26 <stationäre Pflegefachkraft>; BSG Urteil vom 4.6.2019 - B 12 R 11/18 

R - BSGE 128, 191 = SozR 4-2400 § 7 Nr 42, RdNr 26 <sog Honorarärzte>).“ 

Konkret wird dann in den Urteilsgründen ausgeführt: 

„14 2. Diese Maßstäbe gelten auch für im Rahmen der Kunstgattung "Musik" 

verrichtete Tätigkeiten. Eine Modifikation der allgemein zur Abgrenzung von 

Beschäftigung und selbstständiger Tätigkeit entwickelten Merkmale ist insbesondere 

nicht aufgrund der durch Art 5 Abs 3 GG verfassungsrechtlich geschützten 

Kunstfreiheit geboten (vgl BSG Urteil vom 31.3.2017 - B 12 KR 16/14 R - BSGE 

123, 40 = SozR 4-2600 § 163 Nr 1, RdNr 30). Die Regelungen des 

Sozialversicherungsrechts beschränken die Ausübung von Kunst weder im Hinblick 

auf einzelne Kunstschaffende noch im Hinblick auf diejenigen, die sich als Auftrag- 

oder Arbeitgeber solcher Einzelleistungen bedienen. Die Entscheidungsfreiheit der 

Auftrag- oder Arbeitgeber über die Auswahl, Einstellung oder die Dauer der 
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Beschäftigung künstlerisch tätiger Mitarbeiter wird durch die Vorschriften des 

Sozialversicherungsrecht nicht berührt (vgl zur Rundfunkfreiheit: BVerfG Beschluss 

vom 13.1.1982 - 1 BvR 848/77 ua - BVerfGE 59, 231, 267 f = juris RdNr 75). Auf 

eine als unzureichend konstatierte soziale Absicherung von Künstlern und 

Publizisten (vgl Bericht der Bundesregierung über die wirtschaftliche und soziale 

Lage der künstlerischen Berufe - Künstlerbericht, BT-Drucks 7/3071 S 26 ff, 57 ff) 

hat der Gesetzgeber nicht mit einer Änderung der Kriterien zur Statusbeurteilung 

reagiert, sondern mit der Schaffung der - ausschließlich selbstständige Künstler und 

Publizisten erfassenden (§ 1 Künstlersozialversicherungsgesetz <KSVG>) - 

Künstlersozialversicherung, in die auch Kunst oder Publizistik lehrende Personen 

einbezogen sind (§ 2 KSVG). Auch für diese ist die Abgrenzung zwischen 

versicherungspflichtiger Beschäftigung und Selbstständigkeit (weiterhin) erforderlich. 

15 Ungeachtet dessen ordnet § 2 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI (idF des Gesetzes zur 

Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur 

Stärkung der Finanzierungsgrundlagen der GRV vom 20.4.2007, BGBl I 554) über 

die Beschäftigtenpflichtversicherung des § 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI hinaus eine 

Versicherungspflicht (auch) für selbstständig tätige Lehrer an, die im 

Zusammenhang mit ihrer selbstständigen Tätigkeit regelmäßig keinen 

versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen. Dadurch wird deutlich, dass 

Lehrkräfte grundsätzlich abhängig beschäftigt sind, aber auch einer selbst-

ständigen Tätigkeit nachgehen können (vgl BSG Urteil vom 7.6.2019 - B 12 R 

6/18 R - BSGE 128, 205 = SozR 4-2400 § 7 Nr 44, RdNr 17 <stationäre 

Pflegefachkraft>). Auch bei der Statusbeurteilung von Lehrern sind die für 

andere Berufs- und Tätigkeitsbilder geltenden Abgrenzungskriterien 

heranzuziehen.

16 3. Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe und ausgehend von den nicht mit 

Revisionsrügen angegriffenen und daher bindenden (§ 163 SGG) Feststellungen 

des LSG überwiegen nach dem Gesamtbild der Tätigkeit der Beigeladenen - 

anders als in der Senatsentscheidung zum Gitarrenlehrer vom 14.3.2018 (B 12 

R 3/17 R - BSGE 125, 177 = SozR 4-2400 § 7 Nr 36) - die Indizien für eine 

abhängige Beschäftigung. 

17 Dass die Klägerin mit der Beigeladenen eine selbstständige Tätigkeit vereinbaren 

wollte, die Verträge daher auch als "Honorarvertrag" bezeichnet wurden und darin 

ausdrücklich festgehalten ist, dass ein Arbeitsverhältnis durch die Vereinbarung 

nicht begründet werde und die Beigeladene die Einkommensteuer abzuführen sowie 

für die Krankenversicherung und Altersversorgung selbst Sorge zu tragen habe, ist - 

wie dargestellt - für die sozialversicherungsrechtliche Statusbeurteilung einer 
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Musikschullehrertätigkeit nicht allein ausschlaggebend. Entgegen den getroffenen 

Vereinbarungen war die Beigeladene einem Weisungsrecht der Klägerin 

unterworfen und in einer ihre Tätigkeit prägenden Weise in die 

Organisationsabläufe der Musikschule eingegliedert. 

18 Die in § 7 Abs 1 Satz 2 SGB IV genannten Anhaltspunkte der Weisungsge-

bundenheit und der Eingliederung stehen weder in einem Rangverhältnis 

zueinander noch müssen sie stets kumulativ vorliegen. Eine Eingliederung geht 

nicht zwingend mit einem umfassenden Weisungsrecht einher. Insbesondere bei 

Dienstleistungen höherer Art - wie sie etwa bei freiberuflichen Tätigkeiten (vgl 

Definition in § 1 Abs 2 Gesetz über Partnerschaftsgesellschaften Angehöriger Freier 

Berufe - Partnerschaftsgesellschaftsgesetz - PartGG) vorliegen, zu denen 

grundsätzlich auch Künstler und Lehrer gehören - besteht weitgehend fachliche 

Weisungsfreiheit. Dennoch kann die Dienstleistung in solchen Fällen fremdbestimmt 

sein, wenn sie ihr Gepräge von der Ordnung eines fremden Betriebs erhält. Die 

Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers verfeinert sich dann "zur 

funktionsgerechten, dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess" und kann - 

insbesondere bei Hochqualifizierten oder Spezialisten - aufs Stärkste eingeschränkt 

sein (vgl zB BSG Urteil vom 19.10.2021 - B 12 R 10/20 R - juris RdNr 29 mwN, zur 

Veröffentlichung in SozR 4-2400 § 7 Nr 59 vorgesehen). Auch in typischen 

Arbeitsverhältnissen werden Arbeitnehmern immer mehr Freiheiten zur 

zeitlichen, örtlichen und teilweise auch inhaltlichen Gestaltung ihrer Arbeit 

eingeräumt. Werden insoweit lediglich Rahmenvorgaben vereinbart, spricht 

dies erst dann für Selbstständigkeit, wenn die Tätigkeit durch typische 

unternehmerische Freiheiten geprägt ist, die dem Betroffenen eigenes 

unternehmerisches Handeln mit entsprechenden Chancen und Risiken 

erlauben. Eine selbstständige Tätigkeit ist erst dann anzunehmen, wenn bei 

ihrer Verrichtung eine Weisungsfreiheit vorhanden ist, die sie insgesamt als 

eine unternehmerische kennzeichnet (vgl BSG Urteil vom 27.4.2021 - B 12 R 

16/19 R - juris RdNr 16, zur Veröffentlichung in SozR 4-2400 § 7 Nr 58 

vorgesehen). Das gilt auch für Lehrkräfte einer Musikschule, deren Tätigkeit 

nach dem Gesamtbild von der Ordnung eines fremden Betriebes und der 

dienenden Teilhabe an einem fremden Arbeitsprozess geprägt ist. 

19 Gemessen daran war die Beigeladene weisungsgebunden in den Musikschulbetrieb 

der Klägerin eingegliedert. Das beschäftigungstypische Gepräge der Lehrtätigkeit 

der Beigeladenen wird insbesondere durch die Pflicht zur persönlichen 

Arbeitsleistung sowie die Festlegung auf bestimmte Unterrichtszeiten und 

Räume der Klägerin deutlich. Die Klägerin erstellte hinsichtlich der 

Unterrichtszeiten der Beigeladenen einen Stundenplan und wies ihr die
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Unterrichtsräume zu. Das räumte der Beigeladenen in Bezug auf den Ort der 

Tätigkeit keine und in zeitlicher Hinsicht nur insoweit Freiheiten ein, als 

unbelegte Räume zur Verfügung standen. Ihre Möglichkeiten, auf die zeitliche 

Gestaltung der Lehrtätigkeit Einfluss zu nehmen, gingen daher nicht über das 

auch abhängig Beschäftigten üblicherweise eingeräumte Maß an zeitlicher 

Gestaltungsfreiheit hinaus. 

20 Die Eingliederung der Beigeladenen zeigte sich auch daran, dass sie einen 

Unterrichtsausfall aufgrund eigener Erkrankung oder sonstiger Verhinderung 

zu melden hatte und ein Ausfallhonorar erhielt, wenn Schüler nicht zum 

Unterricht erschienen sind. Zudem hatte sie - zumindest ab September 2011 - 

mindestens einmal im Jahr Schülervorspiele durchzuführen, diese durch Proben 

vorzubereiten, und jeweils zweimal jährlich an Gesamtlehrer- und Fachbe-

reichskonferenzen teilzunehmen. Die hierfür vereinbarte Vergütung steht der 

weisungsgebundenen Eingliederung in den Musikschulbetrieb nicht entgegen. 

Eine an der Arbeitszeit orientierte Vergütung ist auch dann typisch für eine 

abhängige Beschäftigung, wenn die Teilnahme an Konferenzen und sonstigen 

Veranstaltungen zu der von der Vergütungspflicht umfassten Arbeitszeit 

gehört. Unerheblich ist, ob diese Verpflichtungen bereits von Anfang an oder erst 

ab September 2011 vereinbart waren. Ein prägendes Merkmal für eine 

selbstständige Tätigkeit findet sich auch für die Zeit vor September 2011 nicht. 

Denn für eine unternehmerische Tätigkeit der Beigeladenen fehlen jegliche 

Anhaltspunkte. Aus dem Umstand, dass der Unterricht auf der Grundlage der 

Lehrpläne des VdM zu erteilen war, ist mangels typischer unternehmerischer 

Freiheiten der Beigeladenen nicht deren Selbstständigkeit abzuleiten. Zwar 

handelt es sich insoweit lediglich um Rahmenvorgaben (vgl BSG Urteil vom 

14.3.2018 - B 12 R 3/17 R - BSGE 125, 177 = SozR 4-2400 § 7 Nr 36, RdNr 20 f), 

doch ist für eine selbstständige Tätigkeit nur Raum, wenn die bestehende 

Weisungsfreiheit die Tätigkeit insgesamt als eine unternehmerische 

kennzeichnet. Daran fehlt es vorliegend. 

21 Die Beigeladene unterhielt auch keine eigene betriebliche Organisation, 

hatte keine unternehmerischen Chancen und war keinem Unternehmerrisiko 

ausgesetzt. Vielmehr lag die gesamte Organisation des Musikschulbetriebs in 

den Händen der Klägerin. Sie stellte der Beigeladenen die Räume und 

Instrumente kostenfrei zur Verfügung. Damit oblag allein der Klägerin die Pflege 

und Instandhaltung der Instrumente sowie die Ausstattung, Aufteilung, Reinigung 

und gegebenenfalls die Anmietung der Räume. Nur die Klägerin trat nach außen 

gegenüber den Schülern auf und gestaltete das (vorvertragliche) Verhältnis 

von der Anwerbung über den Vertragsabschluss bis zur Abrechnung und 
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Kündigung. Sie organisierte die Erreichbarkeit der Musikschule und übernahm 

die Zuteilung der Schüler auf die Lehrkräfte sowie die gesamte interne 

Organisation des Musikschulbetriebs (zB Erstellung der Belegungspläne für 

die Räume und Organisation von Lehrer- und Fachbereichskonferenzen). 

22 Auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten findet sich kein Indiz für eine 

selbstständige Tätigkeit. Die Beigeladene hatte weder die Möglichkeit, eigene 

Schüler zu akquirieren und auf eigene Rechnung zu unterrichten noch konnte sie 

die geschuldete Lehrtätigkeit durch Dritte erbringen lassen. Darauf, ob die 

Beigeladene neben der Beschäftigung für die Klägerin auch als selbstständige 

Musiklehrerin tätig geworden ist, kommt es nicht an. Den Umständen außerhalb des 

Vertragsverhältnisses kann allenfalls dann Bedeutung beigemessen werden, wenn 

sie das Vertragsverhältnis beeinflussen, beispielsweise eine unternehmerische 

Tätigkeit in dem zu prüfenden Vertragsverhältnis fortgesetzt wird. Das ist weder 

festgestellt noch ersichtlich. Ebenso unerheblich ist der Umgang der Klägerin mit 

(anderen) bei ihr angestellten Musiklehrkräften. Für die Frage, ob eine abhängige 

Beschäftigung vorliegt, sind stets die konkreten Umstände des individuellen 

Auftrags- oder Beschäftigungsverhältnisses maßgebend. 

23 Der Ausschluss einer Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall und von Urlaubsan-

sprüchen sowie die vertraglich geregelte Pflicht der Beigeladenen, Ein-

kommensteuer abzuführen und für eine Krankenversicherung sowie 

Altersversorgung selbst Sorge zu tragen, sind lediglich Ausdruck der 

Intention der Klägerin, eine selbstständige Tätigkeit zu wollen; 

unternehmerische Freiheiten sind damit nicht verbunden. Selbstständige 

Musiker und Musik Lehrende verwirklichen ihre unternehmerischen Chancen 

und Risiken vor allem durch eigene Kundenbeziehungen, durch ihr Können 

und ihren Ruf. Die Beziehungen zu den Schülern unterhielt und gestaltete aber 

allein die Klägerin. Auch eine - vom LSG allerdings nicht festgestellte - Befugnis 

der Beigeladenen zur Ablehnung ihr zugewiesener Schüler würde die 

Lehrtätigkeit nicht insgesamt als unternehmerisch kennzeichnen. Ungeachtet 

der damit gegebenenfalls verbundenen Auswirkungen auf das Stundenkontingent 

der Beigeladenen liegt es auch bei abhängig beschäftigten Lehrkräften im Interesse 

einer Musikschule, bei Schwierigkeiten in einem konkreten Lehrer-Schüler-

Verhältnis für Abhilfe zu sorgen. Vor allem aber vermittelt die Möglichkeit, 

einzelne Schüler ablehnen zu können, noch keine unternehmerische 

Gestaltungsfreiheit. Das gilt in gleicher Weise für den Einwand der Klägerin, die 

Beigeladene habe über die Vereinbarung zur Durchführung von Schülervorspielen 

und zur Teilnahme an Konferenzen hinaus keine weitergehenden Verpflichtungen 

zu schultypischen Verwaltungstätigkeiten übernommen und hätte als Arbeitskraft 
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außerhalb des Unterrichts nicht herangezogen werden können. Auch im Rahmen 

einer abhängigen Beschäftigung wird nur eine bestimmte Tätigkeit und 

Arbeitszeit geschuldet.“ 

Die Hinweise des Senats, wonach man sich nicht im Widerspruch zur Entscheidung im Fall des 

Gitarrenlehrers sehe, erschwert für die Inhaberinnen und Inhaber der Musik- bzw. 

künstlerischen Tanzschulen die Voraussetzungen festzulegen, die für ein freies 

Mitarbeiterverhältnis vorauszusetzen sind. Naheliegend erscheint, dass die Gründe des 
jüngsten Urteils auf künstlerische Tanzschulen Anwendung finden werden. 

Diese These kann auf das Ergebnis aktueller Statusfeststellungsverfahren von Inhaberinnen privater 

künstlerischer Tanzschulen gestützt werden. In den bekannten Fällen kam die DRV ausnahmslos zu 

dem Ergebnis, dass es sich bei den Dozentinnen um abhängig Beschäftigte handelt.  

Vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtsprechung des BSG, kamen die Spitzenorgani-

sationen der Sozialversicherung am 04.05.2023 überein, ihre Beurteilungsmaßstäbe für den in 

Rede stehenden Personenkreis zu präzisieren. Danach sind Lehrer/ Dozenten/Lehrbeauftragte 
an Universitäten, Hoch- und Fachhochschulen, Fachschulen, Volkshochschulen, Musikschulen 

sowie an sonstigen – auch privaten – Bildungseinrichtungen in den Schulbetrieb eingegliedert 

und stehen in einem Beschäftigungsverhältnis zu diesen Schulungseinrichtungen, wenn die 
Arbeitsleistung insbesondere unter folgenden Umständen erbracht wird: 

 Pflicht zur persönlichen Arbeitsleistung  

 Festlegung bestimmter Unterrichtszeiten und Unterrichtsräume (einzelvertraglich oder durch 

Stundenpläne) durch die Schule/Bildungseinrichtung 

 kein Einfluss auf die zeitliche Gestaltung der Lehrtätigkeit  

 Meldepflicht für Unterrichtsausfall aufgrund eigener Erkrankung oder sonstiger Verhinderung 

 Ausfallhonorar für unverschuldeten Unterrichtsausfall 

 Verpflichtung zur Vorbereitung und Durchführung gesonderter Schülerveranstaltungen 

 Verpflichtung zur Teilnahme an Lehrer- und Fachbereichskonferenzen oder ähnlichen Dienst- oder 

Fachveranstaltungen der Schuleinrichtung (dem steht eine hierfür vereinbarte gesonderte Vergütung 

als eine an der Arbeitszeit orientierter Vergütung nicht entgegen) 

 selbstgestalteter Unterricht auf der Grundlage von Lehrplänen als Rahmenvorgaben geht nicht mit 

typischen unternehmerischen Freiheiten einher. Die zwar insoweit bestehende inhaltliche 

Weisungsfreiheit kennzeichnet die Tätigkeit insgesamt nicht als eine in unternehmerischer Freiheit 

ausgeübte Tätigkeit, insbesondere wenn  

 keine eigene betriebliche Organisation besteht und eingesetzt wird 

 kein Unternehmerrisiko besteht 

 keine unternehmerischen Chancen bestehen, weil zum Beispiel die gesamte Organisation des 

Schulbetriebs in den Händen der Schuleinrichtung liegt und keine eigenen Schüler akquiriert und 

auf eigene Rechnung unterrichtet werden können, sowie die geschuldete Lehrtätigkeit nicht durch 

Dritte erbracht werden kann 
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Diese präzisierten Beurteilungsmaßstäbe finden – auch in laufenden Bestandsfällen – 

spätestens für Zeiten ab 01.07.2023 Anwendung. Sie müssen in entsprechend gelebten 

Vertragsverhältnissen beachtet werden.


